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Die Entscheidungen nicht legitimierter Prüfungs- 
ausschüsse 

Zuni faktischen Vorrang der Hochschulsatzungen vor dem Gesetz 

Prof. Dr. Erwin Quambusch, Bielefeld 


In jedem Semester legen in NRW Tausende rechtswidrige 
Hochschulprüfungen ab. Die erteilten Zeugnisse sind Nicht- 
akte. Für die Lehrer des Verwaltungsrechts ist dieser Um- 
stand insofern erfreulich, als der Nichtakt bisher etwas welt- 
fremd erschien und fast nur mit den Handlungen des Haupt- 
manns von Köpenick erklärt werden konnte. Den Absolven- 
ten bringen die Nichtakte gleichwohl im allgemeinen keine 
Nachteile. Allerdings vermitteln sie den Blick auf Verhältnis- 
se, unter denen Gutdünken und Beliebigkeit das Gesetz als 
Handlungsmaßstab verdrängt haben. 

I. Die unakzeptierte Umstellung der 
Prüfungsorganisation 

Die Organisation der Hochschulprüfungen liegt in NRW seit 
nunmehr acht Jahren in der Zuständigkeit des Dekans. Ak- 
tuelle Rechtsgrundlage hierfür ist §27 Abs. 1 S. 2 HG. 1 Diese 
Regelung wird bis heute durchgängig ignoriert. An den mei- 
sten Hochschulen wurde zudem versucht, durch Satzungs- 
recht die frühere Zuständigkeit des Prüfungsausschusses 
wiederherzustellen. Es entspricht insoweit offenkundig dem 
Rechtsstaatsverständnis der Hochschulen, das eigene Sat- 
zungsrecht als vorrangig gegenüber dem Gesetz zu behan- 
deln. Demgemäß werden Bescheide und Widerspruchsbe- 
scheide nach wie vor von einem Prüfungsausschuß erlassen. 
In Entsprechung hierzu gehen die Widerspruchsführer und 
im Gefolge der Antragsteller auch die Verwaltungsgerichte 
davon aus, der Prüfungsausschuß sei in Angelegenheiten der 
Prüfungsorganisation Beteiligter im Verfahren. 

Bereits in RiA 1996, 275 haben Hans Th. Schmidt und der 
Verf. rechtliche Konsequenzen dieser Übung dargestellt. Da- 
bei standen die Rechtsfolgen im Mittelpunkt, die sich für 
diejenigen ergeben, die an der rechtswidrigen Organisation 
mitwirken, insbesondere Konsequenzen strafrechtlicher Art. 
Im Mittelpunkt der nachfolgenden Abhandlung stehen die 
Entscheidungen als solche, die gegenüber den Prüfungskan- 
didaten sowie den Prüfern ergehen. 

1. Abriß der gesetzlichen Regelungen 

Durch die Zuweisung der Prüfungsorganisation an den De- 
kan sind auf diesen die Leitungsfunktionen übergegangen, 
die zur Vorbereitung der Prüfungen und der büromäßigen Er- 
fassung, Aufarbeitung und Aufbewahrung der Prüfungsergeb- 
nisse erforderlich sind. Die Abnahme der Prüfungen selbst 
zählt selbstverständlich nicht zur Prüfungsorganisation, son- 
dern bleibt Aufgabe der Prüfungsorgane, also namentlich der 
Prüfer. Diese werden nach Satzungsrecht bestimmt. Das Sat- 
zungsrecht hat auch das Verfahren zu regeln, nach dem die 
Prüfungen als solche abzuwickeln sind (§94 Abs. 2 Nr. 9 HG). 
Demgemäß fallen dem Dekan von den gesetzlich zugewie- 
senen Organisationsaufgaben Funktionen zu wie namentlich 


die Auswahl, Einteilung und Bestellung der Prüfer und Bei- 
sitzer, die Entscheidung über die Zulassung zur Prüfung, die 
Anrechnung von Vorleistungen, die Gewährung von Ak- 
teneinsicht und die Bekanntgabe von Prüfungsergebnissen. 
Wird der zum Prüfer berufene Professor vom Dekan mit der 
Bekanntgabe der Prüfungsergebnisse betraut, so wird der 
Professor hierdurch insoweit nicht ohne weiteres zur Be- 
hörde; vielmehr entspricht er seiner gesetzlichen Pflicht zur 
Übernahme von Verwaltungsaufgaben (§43 Abs. 1 Satz 2 
FIRG), die hier der Prüfungsorganisationsbehörde zuzurech- 
nen sind. 

Eine Delegation der Organisationsaufgaben ist vom Gesetz 
nicht vorgesehen, und deshalb ist auch eine Delegation auf 
einen Prüfungsausschuß nicht möglich, auch nicht im Wege 
des Satzungsrechts. Zwar kann der Dekan sich Entlastung 
bei der Bürotätigkeit verschaffen, auch unter Heranziehung 
von Kollegen, denen er insoweit Weisungen erteilen kann. 
Stets bleibt jedoch beim Dekan die Verantwortung für die 
Rechtmäßigkeit der Prüfungsorganisation, die ihm als Dienst- 
aufgabe vom Gesetz übertragen worden ist (vgl. §38 Abs. 1 
BRRG), so daß bei Verfehlungen disziplinär-, straf- und haf- 
tungsrechtliche Konsequenzen zu erwägen sind. Hinter der 
Zuweisung der Aufgabe an den Dekan darf die Annahme 
des Gesetzgebers vermutet werden, daß der Dekan bei 
einem Fehlverhalten besser zur Rechenschaft gezogen wer- 
den kann als ein Gremium. 

Indessen wird die getroffene Regelung nicht umgesetzt, ob- 
wohl der Gesetzestext keine Interpretationsprobleme auf- 
wirft. Die früh sichtbar gewordenen Absichten, das Gesetz 
zu ignorieren und den Prüfungsausschuß als Prüfungsorgani- 
sationsbehörde beizubehalten, hat das zuständige Ministeri- 
um mit der unmißverständlichen Erklärung beantwortet, daß 
die Aufgaben des Dekans sich eindeutig aus dem Gesetz er- 
geben und keiner näheren Erläuterung bedürfen. 2 3 In diesem 
Zusammenhang soll nochmals ergänzend darauf hingewie- 
sen werden, daß die gesetzwidrige Verlagerung der Priilüngs- 
organisation fast zwangsläufig die Strafbarkeit namentlich 
des Dekans nach sich zieht, weil dem Dekan der Schutz der 
Prüfungsdaten obliegt. Deren Weitergabe an Mitglieder des 
Prüfungsausschusses kann ihm nicht nur wegen §203 StGB 
zur Last fallen; sondern in Betracht kommt hier insbeson- 
dere auch das Geschehenlassen einer solchen rechtswidri- 
gen Tat durch Mitarbeiter (§357 i.V.m. §203 StGB).' Wenn 
gleichwohl die vom Gesetzgeber vollzogene Abschaffung 
der Prüfungsorganisation durch Ausschüsse nicht akzeptiert 
und durch das Satzungsrecht unterlaufen wird, so liegen die 
Gründe hierfür wahrscheinlich nicht nur in einem unvoll- 
ständigen Überblick über die rechtlichen Konsequenzen. 


1 Vom 24. März 2000, GVBI. NRW S. 190. 

2 MWF NRW. Erl. vom 5. Juli 1994, Az. II A 2-8134.2. 

3 Zu Einzelheiten Quumlmsch/Schmidt, a. a. O. S. 280 IT. 
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2. Fehlende Akzeptanz und Ausweichmanöver 

a) Die Motivlage 

Die Mitgliedschaft in einem Prüfungsausschuß ist erfahrungs- 
gemäß für Professoren durchaus nicht ohne Attraktion. Nicht 
wenige Professoren streben angesichts der ohnehin bestehen- 
den Pflicht zur Mitwirkung in der Selbstverwaltung nach 
einem solchen Amt. Es ermöglicht die Teilhabe an schnellen, 
gleichwohl gewichtig anmutenden Entscheidungen, ist aber 
im übrigen weder zeitaufwendig noch in anderer Weise be- 
lastend. Wichtiger erscheint jedoch folgender Gesichtspunkt: 
Da last alle Studenten prüfungsorientierl studieren, wird die 
Prüfungsordnung zum heimlichen Lehrplan, und über die 
Mikropolitik, die mittels der organisatorischen Umsetzung 
der Prüfungsordnung möglich ist, kann maßgeblich die Kultur 
eines Fachbereichs bestimmt werden. 

Es gehört namentlich zu einer verbreiteten Übung, die Prü- 
fertätigkeit nicht entsprechend dem Gleichbehandlungsge- 
bot zu verteilen, sondern sie — dem Wunsch der Kandidaten 
folgend - möglichst den beliebten Prüfern zu überlassen. Be- 
liebt sind erfahrungsgemäß vornehmlich diejenigen Prüfer, 
die sich bereits durch Gefälligkeitsprüfungen empfohlen ha- 
ben. Die Gefälligkeitsprüfung bietet sich nicht nur deshalb 
an, weil sie den Zuspruch der Studenten garantiert, sondern 
auch, weil sie die Möglichkeit verschafft, den Aufwand in 
der Lehre aul eine abgesprochene Prüfung hin zu konzi- 
pieren und dementsprechend einzuschränken. Diese Konse- 
quenz gibt den Blick frei auf einen »Abgrund der Korrup- 
tion« (Schwanitz)? wird jedoch im allgemeinen nicht als 
störend empfunden. Denn auch diejenigen Hochschullehrer, 
die als korrekte Prüler weniger nachgefragt werden, brau- 
chen ebenfalls ihr Lehrangebot nur im eingeschränkten Um- 
fang wahrzunehmen, sofern konkurrierende Gefälligkeits- 
prüfer das Maß der Anforderungen vorbestimmt haben. 
Gerade weil der Dekan für ein derartig gesetzwidriges Ver- 
fahren leichter zur Rechenschaft gezogen werden könnte 
und deshalb die gewohnte Praxis gefährdet wäre, muß ein 
nachhaltiges Interesse vermutet werden, den Prüfungsaus- 
schuß um jeden Preis zu erhalten. Diesem Verlangen nach 
der gesetzwidrigen Praxis wird sich der Dekan zumeist schon 
deshalb nicht entgegenstellen, weil er sein Amt der Kolle- 
genschaft verdankt. Soweit der Dekan die Wiederwahl als 
Ausdruck der Anerkennung für seine Amtsführung erwartet, 
fehlt ihm auch unter diesem speziellen Gesichtspunkt das 
Motiv, die gesetzlich zugewiesene Aufgabe der Prüfungsor- 
ganisation zu akzeptieren. 

b) Anpassung der Rechtspraxis an die Motivlage 

Diese Haltung wird durch die ständige Praxis der Rspr. ge- 
stützt, die dem Prüfungsausschuß die Fähigkeit zuerkennt, 
Beteiligter im Verwaltungsstreitverfahren zu sein.' Die Be- 
teiligungslähigkeit wäre aber nur vorstellbar, wenn der Prü- 
fungsausschuß als Institution für die Prüfungsorganisation 
entweder eine juristische Person wäre oder als Behörde in 
Betracht käme, der nach Landesrecht die Beteiligungsfähig- 
keit verliehen worden ist. 

Die Annahme einer juristischen Person könnte nur aus dem 
Hochschulsatzungsrecht hergeleitet werden. Dieses kann aber 
keine Rechtsverbindlichkeit beanspruchen, weil die Aufgaben 
der Prüfungsorganisation ausdrücklich durch Gesetz dem De- 
kan zugewiesen worden sind. Die Satzungsregelung scheitert 
also am Vorrang des Gesetzes und ist damit eo ipso nichtig/’ 


Auch kommt eine Verleihung der Beteiligungsfähigkeit nach 
Landesrecht (hier nach §5 Abs. 1 AG VwGO NRW) nicht in 
Betracht, weil sie die Existenz einer Behörde voraussetzt, 
dem Prüfungsausschuß aber die Behördeneigenschaft fehlt. 
Da die Satzung, die ihn zur Behörde hätten machen können, 
nichtig ist, entspricht die Rechtsstellung des Prüfungsaus- 
schusses somit der des Hauptmanns von Köpenick. Darauf, 
daß dies nicht für jedermann offensichtlich ist, kommt es 
nicht an. Als Behörde kann hier somit nur der Dekan in Be- 
tracht kommen, der den Fachbereich als Teilkörperschaft in- 
nerhalb der Hochschule, also insbesondere gegenüber ihren 
Mitgliedern, vertritt ( § 27 Abs. 1 S. 1 HG). Insoweit hat der 
Dekan auch die behördentypische Außenzuständigkeit; daß 
die Hochschule als Körperschaft nach außen in einer Art 
Prozeßstandschaft durch den Rektor vertreten wird (§ 19 
Abs. 1 HG), ist insofern nicht bedeutend. 

Nicht völlig abwegig erscheint hier jedoch eine Sichtweise, 
nach der der Prüfungsausschuß zwar eine unzuständige, aber 
gleichwohl wenigstens eine Behörde ist. Behörde könnte er 
sein, wenn ihm nicht nur die nicht übertragbare Prüfungs- 
organisationsaufgabe, sondern ihm durch gültigen Rechtsakt 
noch eine weitere Aufgabe mit Außenzuständigkeit zuge- 
wiesen worden wäre. Hierfür gibt es aber nirgendwo einen 
Anhaltspunkt, so daß auch die Frage, ob die salzungsrecht- 
lichen Möglichkeiten für die Zuweisung weiterer Aufgaben 
mit Außenzuständigkeit überhaupt ausreichen, unerörtert 
bleiben können. 

Ist indessen der Prüfungsausschuß unfähig, Verfahrensbe- 
teiligter zu sein, so sind auch Anträge und Klagen gegen ihn 
nicht zulässig. Warum die Verwaltungsgerichtsbarkeit dies 
nicht mitvollzieht, mag unterschiedliche Gründe haben. Im- 
merhin wird die Beteiligungsfähigkeit des Beklagten im all- 
gemeinen nur für ein theoretisches Problem gehalten; 4 5 6 7 8 denn 
hinter der Handlung von Behörden steht normalerweise eine 
beteiligungsfähige Körperschaft. Das enthebt die Gerichte 
aber nicht ihrer Verpflichtung aus Art. 20 Abs. 3 GG, das an- 
wendbare Recht festslellen zu müssen,* zumal dann nicht, 
wenn sich nach der Gesetzeslage die Zweifel geradezu auf- 
drängen. Wenn das Fehlen der Beteiligungsfähigkeit von der 
Rspr. übersehen wird, so bewirkt dies freilich, daß die Hoch- 
schulen ihre rechtswidrigen Satzungsregelungen als gericht- 
lich akzeptiert und deshalb vielleicht mitunter sogar als 
rechtmäßig wahrnehmen. Jedenfalls müssen sich die Hoch- 
schulen in ihrer Vorgehensweise bestätigt fühlen, die intern 
dominante Interessenlage gegen das Gesetz zu realisieren. 
Angesichts dieser Verhältnisse verwundert es nicht, wenn an 
den Hochschulen namentlich von Rechtsprofessoren immer 
wieder die Respektierung des geltenden Rechts eingelordert 
wird. Unter der Herrschaft der dominanten Interessenlage 
machen sich die Anwälte des Rechtsstaats aber unschwer zu 
Außenseitern, zumal dann, wenn sie andere Juristen zu Geg- 
nern haben, denen der Konsens mit den herrschenden Inter- 
essen wichtiger ist als der Konsens mit dem Gesetz. Deshalb 
verwundert es ebenfalls nicht, wenn der Kanzler einer nord- 
rhein-westfälischen Hochschule die Rechtsauskunft erteilt, 
es gebe gute Gründe für einen Prüfungsausschuß, und im üb- 
rigen sei der amtlichen Begründung des I IG nicht zu entneh- 


4 Der Campus. 1995, S. 67. 

5 So /.. B. V(i Minden; /ulet/t mit Beschluß vom 23. Juni 2000, Az. 2 1. 752/00. 

6 Völlig h. M.: vgl. i.yi'rmunn/Jör g Schmidt, VwGO, I 1. Aull. 2000. $47 Rn. 90 
m. vv. N. 

7 Hufen . VwPrR, 4. Aull. 2000.$ 12 Rn. 21. 

8 Vgl. auch Kopp/Schcnke . VwGO, 12. Aull. 2000. $80 Rn. 1 a. 
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men, daß Prüfungssatzungen, die den Prüfungsausschuß vor- 
sehen, nicht gelten sollten. Hier wird unter Hinweis auf das 
Fehlen einer ohnehin nicht erforderlichen Begründung die 
gesetzliche Neuregelung der Prüfungsorganisation als nicht 
existent behandelt, ebenso der Grundsatz vom Vorrang des 
Gesetzes (Art. 20 Abs. 3 GG). Die Ignorierung des Gesetzes 
läßt sich allenfalls dadurch entschuldigen, daß die Begrün- 
dung des Regierungsentwurfs zu §95 HG selbst von Organi- 
sationsbefugnissen des gerade nicht mehr vorgesehenen Prü- 
fungsausschusses ausgeht; solche Beispiele der Verworren- 
heit sind aber in NRW nicht ungewöhnlich. 9 
Wie krampfhaft noch i.S. der dominanten Interessenlage ge- 
gen die klare gesetzliche Regelung verstoßen wird, wird auch 
deutlich, wo der Dekan den Prüfungsausschuß mit der Prü- 
fungsorganisation »beauftragt«. Ein solcher Auftrag kann in- 
dessen nur eine hilfsweise Tätigkeit unter der Verantwortung 
des Dekans zum Gegenstand haben, da für eine Delegation 
die gesetzliche Ermächtigung fehlt. Folglich muß auch das 
Weisungsrecht des Dekans bestehen bleiben. Diese Selbst- 
verständlichkeit hat der Gesetzgeber nunmehr sogar noch in 
§27 Abs. 1 S. 2 FIG ausdrücklich hervorgehoben. Ein solches 
Weisungsrecht vermag unschwer gegenüber den Mitarbeitern 
und einzelnen zur Mitarbeit herangezogenen Kollegen ausge- 
übt zu werden; die Mitglieder des gewählten Gremiums, das 
hier beauftragt wird, sind aber gerade nicht an Weisungen ge- 
bunden (§12 Abs. 2 S. 2 HG). Folglich können sie auch nicht 
an die Weisungen des Dekans gebunden sein, ganz abgesehen 
davon, daß ohnehin die Rechtsgrundlage fehlt, um studenti- 
sche Ausschußmitglieder zu weisungsgebundenen Selbstver- 
waltungsangelegenheiten heranziehen zu können. 1,1 
Das Problem besteht darin, daß Amtsträger, die das Gesetz 
angesichts der angetroffenen Eindeutigkeit umsetzen wollen, 
in Anbetracht der allgemein nicht akzeptierten gesetzlichen 
Regelung zur Minderheit werden und somit einem sozialen 
Druck ausgesetzt sind. Abgesehen davon, daß es einem kol- 
legialen Korpsgeist widerspricht, bei der Aufsichtsbehörde 
die Einhaltung des Rechts einzufordern, zeigt die Erfahrung, 
daß Klarstellungen der Rechtsaufsicht wie die oben erwähnte 
kaum Beachtung finden können, wenn die herrschende Inter- 
essenlage gegenläufig und die Ministerialbürokratie mehr an 
einem konfliktarmen als an einem rechtmäßigen Hochschul- 
betrieb interessiert ist. Das geltende Recht etwa mit Hilfe des 
Disziplinarrechts oder wegen der Verletzung datenschutz- 
rechtlicher Bestimmungen mittels des Strafrechts durchset- 
zen zu wollen, wäre angesichts der manifesten Interessenlage 
vermutlich nur unter erheblichen Störungen möglich. 

II. Hochschulpolitischer Zwischenruf 

Indessen können die real existierenden Defizite in den Lehr- 
und Studienbedingungen der Ministerialbürokratie nicht ver- 
borgen sein; denn andernfalls wären die ministeriellen Ak- 
tionsprogramme zur Verbesserung der Qualität der Lehre un- 
verständlich. Während jedoch in der Literatur eine zukunfts- 
orientierte Qualitätsdiskussion unter Einbeziehung neuer 
Steuerungsmodelle geführt wird, * 11 stellt die Ministerialbüro- 
kratie nicht einmal zuverlässig die Einhaltung des geltenden 
Rechts als Basis für einen geordneten Hochschulbetrieb si- 
cher. Stattdessen nimmt sie Zuflucht zu Denkmustern, denen 
Laufbahnbeamte zu folgen pflegen. Die letzte Initiative in 
dieser Beziehung war die Anordnung einer Präsenzpflicht. 
Abgesehen davon, daß bei diesem Versuch in NRW eben- 


so wie in einigen anderen Ländern nicht einmal die verfas- 
sungsrechtlichen Anforderungen erfüllt worden sind, 12 ver- 
fehlen solche an den Pflichten der Laufbahnbeamten orien- 
tierten Lösungen Sinn und Zweck des Professorenamtes. Die- 
ses ist auf Eigenverantwortlichkeit und Selbstbestimmung an- 
gelegt. 13 Deshalb empfiehlt es sich, statt vorschnell zu zweifel- 
haften Gängelungsversuchen zu greifen, die Professoren auf 
eine dem Amt angemessene Weise anzuhalten, ihr Interesse 
verstärkt der Qualität der Lehre zuzuwenden. 

Hier muß es zunächst darum gehen, jene demotivierenden 
Benachteiligungen abzubauen, die von den betroffenen Pro- 
fessoren nicht nachvollzogen werden können. Sie bestehen in 
erster Linie in sachlich nicht nachvollziehbaren und rechts- 
widrigen Differenzierungen in der Besoldung. 14 Sie begrün- 
den oder begünstigen die Einschätzung, unterprivilegiert zu 
sein, und es ist nur folgerichtig, daß die Reflexion hierüber 
nicht reaktionslos bleibt. Eine der möglichen Reaktionen be- 
steht darin, die Pflicht zur vollen Hingabe an das Amt (§36 
BRRG) zu relativieren, Anerkennung außerhalb der Lehre 
zu suchen und sich den hierzu nötigen Freiraum durch die 
Vernachlässigung der Lehraufgaben zu verschaffen. Diese In- 
teressenverlagerung wird aktuell noch gefördert, indem die 
Auswahl der privilegierten Professoren mit der Frage der Ge- 
schlechtszugehörigkeit verknüpft wird. 

Konzentriert man sich hier auf die Prüfungsregelungen und 
den Gesichtspunkt, daß die Prüfungsordnung den heimlichen 
Lehrplan darstellt, so verdient eine Prüfung den Vorzug, die 
entweder als Staatsprüfung oder als eine der Staatsprüfung 
vergleichbare, von außen vorgegebene Prüfung konzipiert ist, 
also nicht eine durch Absprachen eingeschränkte Gefällig- 
keitsprüfung sein kann. Angesichts der heute anzutreffenden 
Verhältnisse ist die Formel von der Akzessorietät der Prü- 
fungsbefugnis zur Lehrbefugnis 15 neu auszuloten. Sie verlangt 
jedenfalls nicht notwendig, dem Lehrer das Recht zu verschaf- 
fen, exklusiv die eigenen Hörer prüfen zu können. Sie ver- 
schafft erst recht nicht den Studenten die Befugnis, den von 
ihnen ausgewählten Lehrer zum Prüfer bestimmen zu kön- 
nen. Auf jeden Fall haben die heute üblichen Hochschulprü- 
fungen die Verfassung gegen sich, wo das Prinzip »wer lehrt, 
der prüft« zu der Praxis entartet ist, Absprachen zur beider- 
seitigen Reduzierung des Aufwandes zu treffen. 

Insofern ist die herrschende Prüfungsform als bedeutende 
Ursache für die Unzulänglichkeiten des Studiums zu veran- 
schlagen. Indessen ist der Staat verpflichtet, funktionsfähige 
Einrichtungen des Wissenschaftsbetriebs zu gewährleisten. 16 
Hiermit ist es unvereinbar, solche Prüfungsformen hinzuneh- 
men, mittels derer die staatliche Verpflichtung besonders 
leicht unterlaufen werden kann. Folglich muß der Staat für 
prüfungsrechtliche Vorkehrungen sorgen, die dem Ausbil- 
dungszweck soweit wie möglich zustatten kommen. Daß die 
Notwendigkeit einer wenigstens teilweisen Externalisierung 
der Prüfungen heute aus dem Blick gerät, 17 läßt sich nicht 


9 Vgl. nur etwa den in sich widersinnigen §22 HG. 

10 An der gesetzwidrigen Beteiligung des Prüfungsausschusses ändert sich 
auch nichts, wenn sich der Dekan mit dem Prüfungsausschuß zusammen als 
eine Art Verwaltungsgemeinschafl zu dem Zweck präsentiert, dem Prü- 
fungsausschuß die Aufgaben der Prüfungsorganisation zu übertragen. 

1 1 Vgl. etwa Binnen DNH 1/2000, 9; Roland/Schendnu DNH 1/2000, 20. 

12 Vgl. Quumbusch , RiA 2000, 5. 

1 3 Vgl. nur BVerfGE 3, 58 (1 5 1 ); 35, 79 (1 1 5 f.). 

14 Vgl. nur OVG Koblenz WissR 1999, 95 zu §35 Abs. 2 BBesG. 

15 Botle in Dallinger/Bode/Dellian , HRG, 1978, § 15 Rn. 9. 

16 Vgl. nur BVerfGE 35, 39 (1 15). 

17 Ablesbar z. B. am Abschlußbericht der AG »Juristenausbildungsreform« 
der 1 IRK vom 15. Januar 2001. 
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mit dem Ausbildungszweck, jedoch leicht mit den Interes- 
sen derjenigen erklären, die an den Hochschulen den Ausbil- 
dungszweck erfüllen sollen. Wäre die Prüfung zumindest zu 
einem maßgeblichen Teil externalisiert, so würde dies zwar 
darauf hinauslaufen, daß unüberwindbare pädagogische 
Schwächen der Professoren durch Repetitorien ausgeglichen 
werden müßten; aber dieser Mangel korrespondiert immer- 
hin mit einer erhöhten Studieneffizienz, während der Grund- 
satz »wer lehrt, der prüft« allzu oft mit Leistungsdefiziten 
korrespondiert. 


III. Konsequenzen 

Zur Zeit fungiert gesetzwidriges Satzungsrecht als Grundla- 
ge prüfungsrechtlicher Einzelfallentscheidungen. Die Rechts- 
widrigkeit der Entscheidungen wird nicht etwa dadurch aus- 
geräumt, daß die zur Kontrolle des Satzungsrechts berufenen 
Stellen nicht tätig werden. Sie wird nicht einmal durch die 
Genehmigung der Prüfungsordnungen ausgeräumt, wie sie 
nach altem Recht vorgesehen war; denn die Genehmigung ist 
nur eine Wirksamkeitsvoraussetzung, aber nicht dazu da, die 
Rechtsmängel einer Satzung zu heilen. Die sich aufgrund der 
Rechtswidrigkeit ergebenden Konsequenzen sollen zunächst 
anhand solcher Konflikte erörtert werden, bei denen Betrof- 
fener der Einzelentscheidung ein Professor ist. 

1. Konflikte mit den Professoren 

a) Der Verwaltungsakt als reguläre Handlungsform 

Gegenstand des Konflikts kann z. B. die ungleichmäßige Ver- 
teilung der Prüfungsaufgaben durch den Prüfungsausschuß 
sein. Würde der Dekan, wie vom Gesetz vorgesehen, dem Pro- 
fessor eine Anordnung zur Ausübung des Prüfungsrechts ertei- 
len, so wäre sie ein Verwaltungsakt. Sie könnte nicht als inner- 
betriebliche Weisung angesehen werden. Der Professor nimmt 
mit der Befugnis zur Abnahme von Prüfungen (§95 Abs. 1 
HG) eine Rechtsposition ein, in der er seinem Dienstherrn 
nicht ausschließlich als Angehöriger des Verwaltungsbetriebs, 
sondern als Person gegenübertritt, die auch in ihrer eigenen 
Rechtssphäre verletzt sein kann. 18 Diese eigene Rechtssphäre 
kann im übrigen unschwer aus der Lehrfreiheit des Art. 5 
Abs. 3 GG hergeleitet werden. Das Individualrecht, selbstän- 
dig den Inhalt der Lehre bestimmen zu dürfen, 19 kann sich in 
bezug auf die stofflich verbundenen Prüfungen nicht völlig ver- 
flüchtigen; denn Lehre und Prüfung greifen nicht nur inein- 
ander, weil die Lehre den Inhalt der Prüfungen, sondern auch, 
weil der Inhalt der Prüfungen die Lehre mitbestimml. Es sind 
im wesentlichen sogar die Prüfungen, die die Lehrfreiheit erst 
ermöglichen. Würden der Lehre nicht auch Prüfungen folgen, 
würden dem Hochschullehrer weitgehend die Hörer fehlen. 
Demnach wird man auch in aller Regel von einer grundrecht- 
lichen Verstärkung des Prüfungsrechts auszugehen haben. 
Dieser Gesichtspunkt ist hilfreich, um die prülüngsrechtliche 
Anordnung als einen mit Außenwirkung an den Professor 
adressierten regelnden Rechtsakt zu verstehen. 

b) Der Nichtakt und die prozessualen Folgen 

Ist somit die hier charakterisierte prülüngsrechtliche Anord- 
nung, die der Dekan dem Professor erteilt, nur als Verwal- 
tungsakt zu verstehen, so stellt sich die Frage, ob die inhalts- 


gleiche Anordnung, die vom Prüfungsausschuß getroffen 
wird, ebenfalls ein Verwaltungsakt ist. Das könnte nur der 
Fall sein, wenn der Prüfungsausschuß eine Behörde wäre. 
An der Behördeneigenschaft fehlt es aber, weil es keine ge- 
setzmäßige organisationsrechtliche Norm gibt, auf die die 
Behördeneigenschalt zurückgeführt werden könnte. Viel- 
mehr sieht §27 Abs. 1 Satz 2 HG für die Verwaltungshand- 
lung der Prülungsorganisation eindeutig den Dekan vor, und 
das Tätigwerden des Dekans wird auch vom Gesetz nicht als 
entbehrlich verstanden. 20 Da der Prüfungsausschuß mithin 
nicht Behörde i.S. des VwVfG geworden sein kann, ist er 
auch nicht befähigt, Verwaltungsakte zu erlassen. 

Sind aber die Entscheidungen des Ausschusses nicht Ver- 
waltungsakte, so können sie, zumal sie dem Zivilrecht nicht 
zurechenbar sind, nur Nichtakte sein. Daran ändert auch 
der Rechtsschein nichts, der von den getroffenen Entschei- 
dungen ausgehen mag. Ist aber ein Verwaltungsakt nicht er- 
lassen, so kann er auch nicht ohne weiteres wie ein Verwal- 
tungsakt angefochten werden. 

Es stellt sich aber die Frage, ob ein Nichtakt gleichwohl 
wie ein Verwaltungsakt angefochten werden kann, weil nach 
§126 Abs. 3 BRRG Vorverfahren und Widerspruch gern. 
§§68 ff. VwGO für alle Klagen aus dem Beamtenverhältnis 
vorgesehen sind. Es kommt also insoweit auf die Existenz 
eines Verwallungsaktes nicht an. Das kann aber nur gelten, 
wenn die streitbefangene Angelegenheit den beamtenrecht- 
lichen Status des Professors berührt. Abgesehen davon, daß 
Professoren im Angestelllenverhällnis nicht von § 126 Abs. 3 
BRRG erfaßt werden, ist für die hier in Rede stehenden 
Prülüngsangelegenheiten nicht das Beamten-, sondern das 
1 Iochschulrechl einschlägig. Die hochschulrechtlich formu- 
lierten Rechte und Pflichten stehen zwar in einer Beziehung 
zu den beamtenrechtlichen Normierungen; sie sind aber 
nicht unmittelbar für den Status bedeutsam, der Gegenstand 
des Beamtenrechts ist (vgl. §2 Abs. 1 BRRG). 

Hat der Professor ein berechtigtes Interesse an der Feststel- 
lung, daß gegen ihn kein wirksamer Verwaltungsakt ergan- 
gen sei, so kann er gegenüber dem an sich sachlich zuständi- 
gen Dekan die Feststellungsklage erheben. Rechtsgrundlage 
ist §43 Abs. 1, 1. Alt. VwGO. Das nötige Feststellungsin- 
teresse wird hier durch die getroffene belastende Entschei- 
dung indiziert und ist deshalb nicht anders einzuschätzen, als 
wenn ein nichtiger Verwaltungsakt ergangen wäre. 21 Weniger 
aufwendig, aber auch weniger erfolgversprechend wäre frei- 
lich die Anregung bei dem zuständigen Dekan, den Nichtakt 
in Analogie zu §48 VwVfG zurückzunehmen. 

Dennoch dürfte der effektive Rechtsschutz entgegen Art. 19 
Abs. 4 GG als ungerechtfertigt gemindert anzusehen sein, 
wenn der betroffene Professor allein auf die Feststellungs- 
klage verwiesen wäre und nicht auch die Vorteile des Vorver- 
fahrens ausschöpfen könnte. Da im Falle eines nichtigen Ver- 
waltungsaktes dem Adressaten die Rechtsbehelfe zugestan- 
den werden, die auch bei anderen rechtswidrigen Verwal- 
tungsakten gegeben sind, 22 verstieße es gegen Art. 3 Abs. 1 
GG, wenn beim Vorliegen von Nichtakten nicht analog ver- 
fahren werden könnte. Für eine solche Analogie besteht f re i - 


IS Vgl. auch BVerwG DVB1. I0S3. 1 1 10. 

19 Vgl. BVerfGE 35, 79 (115). 

20 Wie z. B. in dem vom Gesetz ausdrücklich genannten l all des nicht berufe- 
nen Standesbeamten gern. § 1310 Abs.2 BGB. 

21 Vgl. hierzu auch BVerwG NVwZ 1987. 330. 

22 Völlig h.M.; vgl. z. B. Kopp/Rcmismur . VwVfG. 7. Aull. 2000. $43 Rn. 48 
m. w. N. 
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lieh keine Notwendigkeit, wo der Nichtakt etwa in einer of- 
fensichtlichen Scherzerklärung besteht; aber in den hier in 
Rede stehenden Fällen ähnelt der Nichtakt nicht nur in 
seiner rechtlichen Unwirksamkeit, sondern auch insofern 
einem nichtigen Verwaltungsakt, als von ihm der Anschein 
ausgeht, als amtliche Äußerung gewollt zu sein. Dessen un- 
geachtet wäre es mit Art. 19 Abs. 4 GG nicht zu vereinbaren, 
wenn eine Behörde wie hier der Dekan in ihrem gezielt 
praktizierten Gesetzesbruch bestärkt würde, weil eine Kor- 
rektur allein unter dem Aulwand und dem Risiko des ver- 
waltungsgerichtlichen Verfahrens möglich wäie. 

2. Konflikte mit den Kandidaten 

a) Die Entscheidung des prüfenden Professors ein Nichtakt ? 

Will der Kandidat das Prüfungsergebnis zu Fall bringen, so 
stellt sich die Frage, ob er ebenfalls das Vorliegen eines 
Nichtaktes geltend machen kann. Indessen ist der vorerwähn- 
te Nichtakt nicht gegenüber dem Kandidaten ergangen, son- 
dern gegenüber dem Professor als dem vorgesehenen Prü- 
fungsorgan. Die Frage ist also zunächst, ob die Entscheidung 
eines Prüfungsorgans, das durch Nichtakt berufen worden ist, 
ebenfalls als Nichtakt anzusehen ist. Die Frage ist zu vernei- 
nen. Man kann hier auf die Regelung verweisen, nach der 
Amtshandlungen auch dann gültig sind, wenn sie von einer 
Person ausgeführt worden sind, deren Ernennung zum Beam- 
ten unwirksam ist (so z. B. § 14 Abs. 2 LBG NRW). Von Nut- 
zen ist hier aber auch folgende Überlegung: 

Der Professor verfügt über ein originäres Prüfungsrecht, das 
sich als solches unmittelbar aus dem Gesetz ergibt. Dieses 
Prüfungsrecht wird normalerweise durch einen Verwaltungs- 
akt organisatorischen Inhalts aktiviert. Unterbleibt die Ak- 
tivierung, weil die organisatorischen Vorgaben durch einen 
Nichtakt des Prüfungsausschusses ausgesprochen worden 
sind, so teilt deswegen nicht ohne weiteres die durchgeführte 
Prüfung das Schicksal des Nichtaktes. Behen sehend ist hiei 
der Gesichtspunkt, daß die Prüfungshandlung eine Handlung 
ist, zu der der Professor permanent berechtigt ist, während 
die aktivierende Organisationsmaßnahme dazu dient, das 
persönliche Prüfungsrecht mit anderen gesetzlichen Anforde- 
rungen abzustimmen und in ein einheitliches Verfahren ein- 
zubinden. Würde das Gesetz keine Prüfungsorganisationsbe- 
hörde vorsehen und gäbe es auch keine Prüfungsordnungen, 
so würde gleichwohl das Prüfungsrecht des Professors nicht 
entfallen. Vielmehr wäre der Professor insoweit organisa- 
torisch selbständig, so daß ihm auch die erforderliche sog. 
Außenzuständigkeit zu fiele, 2 ' 1 um Behörde sein zu können. 

Bei der Befolgung der vom Gesetz vorgegebenen Regelun- 
gen wirkt sich diese Befähigung zur Behördeneigenschaft 
aber nicht aus, weil sie durch die behördlichen Funktionen 
des Dekans verdrängt wird. Vorgesehen ist, daß der Dekan 
und nicht der Professor mit fortwährender eigener Außenzu- 
ständigkeit tätig wird. ^ Nimmt der Dekan die Behörden- 
funktion nicht wahr, so kann der Professor nicht ohne weite- 
res ersatzweise in die Funktion der Prüfungsorganisationsbe- 
hörde einrücken. Nimmt aber der Dekan - wie in der hier in 
Rede stehenden Praxis - permanent seine Organisationsaul- 
gaben nicht wahr, so fällt dem Professor automatisch eine 
fortwährende Außenständigkeit zu; denn es ist dann immer 
der Professor, der allein als rechtlich Handelnder den Kan- 
didaten gegenübertritt. Er wird auf diese Weise zwar nicht 
zur zuständigen Behörde, weil er als solche vom Gesetz nicht 


vorgesehen ist; aber es kann sich die Behördenfähigkeit des 
Professors aktivieren, weil die Möglichkeit hierzu in seinem 
Status angelegt ist. Indessen kann der Professor, auch ohne 
zuständige Behörde zu sein, Verwaltungsakte erlassen. 

h) Rechtswidrigkeit der Prüferentscheidung 

Festzuhalten bleibt, daß die Bestellung des Professors zum 
Prüfer durch Nichtakt die Prüfungsentscheidung selbst nicht 
zum Nichtakt macht. Ist die Prüfungsentscheidung des prü- 
fenden Professors ein Verwaltungsakt, wovon hier regelmä- 
ßig auszugehen ist, 2(1 so ist der Verwaltungsakt wegen des vor- 
angegangenen organisatorischen Nichtaktes auch nicht nich- 
tig. Jedenfalls gibt es keinen Anhaltspunkt für das Vorliegen 
eines der in §44 VwVfG genannten Gesichtspunkte. Zu fra- 
gen ist demnach, ob die gesetzwidrige Bestellung der beteilig- 
ten Prüfungspersonen ausreicht, um die Rechtswidrigkeit der 
getroffenen Prüfungsentscheidung annehmen zu können. Die 
Frage muß bejaht werden. Der prüfende Professor ist zwar 
kraft seines Amtes an sich zur Prüfung berechtigt, also be- 
fugt; aber die Ausübung des Prüfungsamtes ist im hier inter- 
essierenden Regelfall von der Bestellung durch die gesetzmä- 
ßige Prüfungsorganisationsbehörde abhängig. Da die Bestel- 
lung durch Nichtakt nicht erfolgen konnte, ist der Professor 
auch nicht zuständig, die konkrete Prüfung abzunehmen und 
die Prüfungsentscheidung zu treffen. Eine Heilung oder Fol- 
genlosigkeit des Mangels ist nicht vorgesehen; sie kann insbe- 
sondere auch nicht aus §46 VwVfG hergeleitet werden. 

Man kann auf den Gedanken kommen, den Prüfungsaus- 
schuß als vollmachtlosen Vertreter anzusehen, dessen Orga- 
nisationshandlungen vom Dekan ausdrücklich oder konklu- 
dent genehmigt werden könnten. Aber hierzu müßte der 
Prüfungsausschuß überhaupt handlungsfähig sein. Das ist er 
aber nicht, weil es keine gültige Rechtsnorm gibt, aus der er 
eine Interaktionsfähigkeit mit Außenwirkung herzuleiten 
vermöchte. Der Dekan jedenfalls vermag die Handlungsfä- 
higkeit aus seiner eigenen Rechtsstellung heraus nicht abzu- 
geben, weil ihm hierzu die Legitimation fehlt. 

c) Rücknahme begünstigender Prüfungsentscheidungen ? 

Wenngleich somit von der Rechtswidrigkeit der Prüfungsent- 
scheidung und ihrer Angreifbarkeit durch den Kandidaten 
auszugehen ist, so kann auch seitens der Hochschule die Ent- 
scheidung wegen ihrer Rechtsmängel zur Disposition gestellt 
werden, obwohl sie begünstigend ist. Ihre Rücknahme läßt 
sich im Prinzip mit der Gesetzmäßigkeit der Verwaltung 
rechtfertigen, und sie scheitert nicht von vornherein an dem 
hier zu berücksichtigenden Vertrauensschutz. Dieser wird von 
§48 VwVfG insofern respektiert, als gern. Abs. 3 im Falle der 
Verletzung schutzwürdigen Vertrauens ein Ausgleich von Ver- 
mögensnachteilen möglich ist. Allerdings ist ein solcher Aus- 
gleich in bezug auf die Rücknahme einer begünstigenden Prii- 
fungsentscheidung i. d. R. nicht sachgerecht. 

Indessen muß die Rücknahme unterbleiben, wenn sich das 
dem hier zuständigen Dekan eingeräumte Ermessen in der 
Weise reduziert hat, daß nur noch der Verzicht auf die Rtick- 


23 Wie hier Kopp/Ramsuuer , wie F ; n.22, Rn. 50; BFH NVwZ 1986, 157; a. A. 
unter Bezug auf den Wortlaut des §42 VwCiO Kopp/Schenke, VwGO, 
12. Aufl. 2000, §42 Rn. 4, im Gegensatz zur 10. Aufl., dort Rn. 2. 

24 Zu diesem Erfordernis vgl. BVerwG NVwZ 1985, 577; 1990, 698. 

25 Vgl. zu den Einzelheiten Quamlmsch/Schmidt , a. a. O. S. 277 f. 

26 Vgl. Kopp/ Rinn sauer, VwVfG, 7. Aufl. 2000, § 35 Rn. 58 m. w. N. 
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nähme möglich ist. - 7 Hier ist eine Ermessensreduzierung auf 
Null anzunehmen, wenn das Vertrauen des Betroffenen in 
den Fortbestand der Entscheidung das öffentliche Interesse 
an der Respektierung gesetzmäßigen Handelns übersteigt. 28 
Davon wird hier im allgemeinen auszugehen sein. Maßgeb- 
licher Gesichtspunkt ist, daß der getroffenen rechtswidrigen 
Prüfungsentscheidung eine Prüfung zugrunde liegt, die von ei- 
nem an sich mit der Prüfungsbefugnis ausgestatteten Amtsträ- 
ger abgenommen worden ist. Die fehlerhafte Prüfungsorgani- 
sation dürfte für sich allein genommen die Schutzwürdigkeit 
des Vertrauens nicht entscheidend mindern können, sofern im 
Einzelfall nicht auch Anhaltspunkte vorliegen, die eine nicht- 
vertretbare Bewertung der Prüfungsleistung belegen. 29 
Das muß auch dann gelten, wenn die Rechtskenntnisse eines 
Kandidaten weit genug entwickelt sind, um die Rechtswidrig- 
keit der Prülungsentscheidung klar vorhersehen zu können. 
In einem solchen Fall stellt der Kandidat den Antrag auf Zu- 
lassung zur Prüfung in der Kenntnis der Rechtswidrigkeit 
eben dieser Prüfung. Hier die rechtlichen Möglichkeiten zu 
diskutieren, die dem Kandidaten zur Abwendung der Rechts- 
widrigkeit zur Verfügung stehen, wäre weltfremd. Da die 
Kandidaten sich in dem Bewußtsein zur Prüfung melden, dem 
Beurteilungsspielraum der Prüfer ausgesetzt zu sein, kann ih- 
nen zumindest im allgemeinen nicht zugemulei werden, mit 
dem Hinweis auf Organisationsfehler den Unmut der Profes- 
soren zu riskieren. Dementsprechend kann ihnen auch die 
Kenntnis der Verhältnisse, anders als im Fall des §48 Abs. 2 
Nr. 3 VwVfG, nicht zugerechnet werden. Eine solche Zurech- 
nung wäre unzumutbar und daher nicht verhältnismäßig. 
Dessen ungeachtet ist der Dekan an der Rücknahme begün- 
stigender Prüfungsentscheidungen insofern gehindert, als er 
mit der Rücknahme gegen das Verbot des venire contra fac- 
tum proprium verstoßen würde. Indem der Dekan selbst die 
maßgebliche Ursache für die fehlerhafte Organisation ge- 
setzt hat, hat er zugleich auch das Vertrauen in eine - jeden- 
falls faktische - Beständigkeit des real existierenden Prü- 
fungsverfahrens und der Prüfungsresultate gefördert. Des- 
halb muß ein solches Verhalten auch den Gesichtspunkt des 
Vertrauensschulzes verstärken. 

IV. Dienstpfliclitverletzung bei Nicht- 
beachtung eines Nichtaktes? 

In der Praxis pflegen die Professoren in aller Regel die 
Nichtakte ihrer Bestellung wie Verwaltungsakte zu behan- 
deln. Demgemäß kommen gelegentlich auch Widersprüche 
gegen den Inhalt der getroffenen Anordnungen vor. Dabei 
liegt der Anlaß hierfür wahrscheinlich meist im Umfang der 
vorgesehenen Belastung, der nicht akzeptierten Zuordnung 
der Kandidaten oder der Prüfungstermine. Wird ein Wider- 
spruch beim Prüfungsausschuß als der nicht existenten Be- 
hörde eingelegt, so kann er nur Erfolg haben, wenn ihm von 
dort faktisch abgeholfen wird oder er rechtzeitig in den Herr- 
schaftsbereich des sachlich zuständigen Dekans gelangt. Hält 
man den Widerspruch entgegen der oben vertretenen Mei- 
nung nicht für möglich, wäre er vom Dekan in eine Anre- 
gung zu der ohnehin intendierten Aufhebung umzudeuten. 20 
Eine Feststellungsklage dürfte jedenfalls als zu aufwendig 
und die offene Nichtbeachtung des Nichtaktes als zu riskant 
empfunden werden. Das Risiko dürfte nicht nur in der schwer 
kalkulierbaren Rechtsfindung des Verwaltungsgerichts, son- 
dern auch in der Ungewißheit gesehen werden, ob die Nicht- 


beachtung eines Nichtakles schließlich als Dienstvergehen ge- 
wertet werden kann. 

Da ein Dienstvergehen nur in der Verletzung einer Pflicht 
liegen kann (vgl. §45 Abs. 1 S. 1 BRRG), kann es auch nur 
verwirklicht werden, wenn überhaupt eine Dienstpflicht ver- 
bindlich besteht. Eine Dienstpflicht kann aber nur angenom- 
men werden, wenn sie im Einklang mit dem Grundsatz der 
Gesetzmäßigkeit der Verwaltung existiert; denn auch das be- 
sondere Gewaltverhältnis, in dem sich der beamtete Profes- 
sor befindet, kann nicht außerhalb dieser verfassungsrechtli- 
chen Anforderung stehen. 21 Die Befolgung eines Nichtaktes 
kann daher nicht zu den Dienstpflichten eines Beamten ge- 
hören und die Nichtbefolgung kein Dienstvergehen sein. 
Würde indessen der Professor vom Dekan angehalten, den 
Nichtakt zu befolgen, so ist diese Willenserklärung u. U. inter- 
prelationsbedürftig. Ist ihr nach den Umständen zu entneh- 
men, daß der Dekan nun selbst die ihm vom Gesetz zugewie- 
sene Organisationsaulgabe wahrnimmt, so handelt es sich bei 
seiner Äußerung um eine Anordnung im Rahmen seiner Or- 
ganisationsbefugnisse. Vorstellbar ist aber auch, daß der De- 
kan seine Zuständigkeit zur Prüfungsorganisation gar nicht 
selbst wahrnehmen, sondern seine Leitungsfunktion zu der 
Anordnung benutzen will, den organisatorischen Vorgaben 
des Prüfungsausschusses zu folgen. Eine solche Weisung wäre 
rechtswidrig und darf vom Professor nicht befolgt werden. 
Abgesehen davon, daß hier der Widerspruch möglich wäre, 
muß der Professor seiner Remonstrationspflicht nachkom- 
men und dem Dekan gegenüber seine rechtlichen Bedenken 
gellend machen (vgl. §§38 Abs. 2 BRRG, 59 Abs. 2 LBG 
NRW). Bestätigt der Dekan seine rechtswidrige Anordnung 
und verfährt ggf. der nächsthöhere Vorgesetzte (hier das Rek- 
torat, § 19 Abs. 1 S. 1, 2 HG) ebenso, so hat der Professor sie 
zu befolgen. Weigert er sich, ist dies ein Dienstvergehen. 22 
Solche Erwägungen dürften allerdings nur theoretische Be- 
deutung haben; denn der Normalfall besteht nach allem An- 
schein darin, daß der Dekan die ihm vom Gesetz übertragene 
Aufgabe der Prüfungsorganisation vollständig dem Prüfungs- 
ausschuß überläßt, ln diesem Normalfall kann der beamtete 
Professor nicht einmal zur Remonstration verpflichtet sein. 
Die Remonstrationspflicht soll einen Konflikt zwischen Eigen- 
verantwortung und Gehorsam auflösen; sie setzt deshalb vor- 
aus, daß die erteilte Anordnung von einem Amtswalter erlas- 
sen worden ist, der notwendig ein Weisungsrecht besitzt. 
Eine solche Befugnis kann aber dem Prüfungsausschuß nicht 
zustehen (und somit selbstverständlich auch nicht seinem 
Vorsitzenden). Gleichwohl sind zumindest die juristisch vor- 
gebildelen Professoren nicht der Pflicht zur Beratung (§58 
S. 1 BRRG) enthoben, die sie namentlich gegenüber dem 
Dekan wahrzunehmen haben. Die Vernachlässigung dieser 
Pflicht kann demgemäß auch als Dienstvergehen in Betracht 
kommen. Der Gedanke hieran hat aber offensichtlich keine 
praktische Bedeutung, weil die permanente und unbeanstan- 
dete Ignorierung der klaren gesetzlichen Vorgaben auf ein 
massives Desinteresse an einer Beratung schließen läßt. Das 
gilt jedenfalls in bezug auf eine Beratung, die auf die Einhal- 
tung und nicht auf die Umgehung des Gesetzes gerichtet ist. 


27 Vgl. auch WoljJ/lUuhof/Stolnr, VwR II, 6. Aull. 2000, § 51 Rn.N7. 

2K Hicr/u Ule/t.auhin^er. Verwaltungsver iahrensrecht, 4. Aull. 1995, §62 II 
3 b. 

29 Vgl. hierzu Niehues . Prüfungsrecht, 3. Aull. 1994, Rn. 2S2 in. w. N. 

30 Arg. aus § 140 BGB. 

31 Völlig h. M., vgl. nur BVerfGE 33,1 . 

32 Vgl. z. B. BVerwGE 16,51. 


